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119 . Bundesgesetz vom 14. Feber 1973
über die Zählung von Arbeitsstätten (Arbeits-

stättenzählungsgesetz)
Der Nationalrat hat beschlossen:

§ 1. (1) Das Österreichische Statistische Zen-
tralamt hat erstmalig im Jahre 1973 und sodann
jeweils in einem Abstand von 10 Jahren eine
Zählung der Arbeitsstätten, ausgenommen jener
der Land- und Forstwirtschaft, durchzuführen
(ordentliche Arbeitsstättenzählung). Die ordent-
liche Arbeitsstättenzählung kann jedoch gemein-
sam mit der jeweils vorangehenden ordentlichen
Volks-, Häuser- und Wohnungszählung durch-
geführt werden, wenn dadurch eine Verminde-
rung des Verwaltungsaufwandes bewirkt werden
kann und dies erhebungstechnisch durchführbar
ist.

(2) Die Bundesregierung hat durch Verordnung
eine Zählung auch zwischen zwei ordentlichen
Arbeitsstättenzählungen anzuordnen, wenn dies
vordringliche Umstände von gesamtwirtschaft-
licher Bedeutung erfordern (außerordentliche
Arbeitsstättenzählung).

(3) Der Stichtag einer Zählung ist durch Ver-
ordnung der Bundesregierung festzusetzen.

§ 2. Als Arbeitsstätte gilt jede auf Dauer ein-
gerichtete, örtliche, durch Name oder Bezeich-
nung und Anschrift gekennzeichnete Einheit mit
mindestens einer erwerbstätigen Person. Nicht
als Arbeitsstätten gelten private Haushalte.

§ 3. (1) Für alle Arbeitsstätten sind zu erfra-
gen:
1. Name oder Bezeichnung und Anschrift;
2. Art der in der Arbeitsstätte vorwiegend ausge-

übten Tätigkeiten unter Angabe des Schwer-
punktes;

3. a) Anzahl der erwerbstätigen Personen, ge-
gliedert nach Geschlecht und arbeits- oder
sozialrechtlicher Stellung im Beruf;

b) Anzahl der ausländischen Arbeitskräfte,
gegliedert nach Geschlecht;

4. gesetzliche berufliche Interessenvertretung oder,
soweit für die Arbeitsstätte keine gesetzliche
berufliche Interessenvertretung zuständig ist,
Rechtsträger der Arbeitsstätte.

(2) Für Arbeitsstätten, die Sitz eines Unter-
nehmens sind, ist zusätzlich zu den Angaben
gemäß Abs. 1 die Rechtsform des Unternehmens
zu erfragen.

(3) Für Arbeitsstätten, die Sitz eines aus mehre-
ren Arbeitsstätten bestehenden Unternehmens
sind, sind zusätzlich zu den Angaben gemäß den
Abs. 1 und 2 Name oder Bezeichnung und An-
schrift aller zu diesem Unternehmen gehörenden
weiteren Arbeitsstätten, die Anzahl der dort
erwerbstätigen Personen, die Art der dort vor-
wiegend ausgeübten Tätigkeiten sowie die vor-
wiegend ausgeübten Tätigkeiten des Unterneh-
mens unter Angabe des Schwerpunktes zu er-
fragen.

(4) Für Arbeitsstätten, die nicht Sitz eines
Unternehmens sind, sind zusätzlich zu den An-
gaben gemäß Abs. 1 Name und Anschrift des
Rechtsträgers der Arbeitsstätte zu erfragen.

§ 4. Die Pflicht zur Auskunftserteilung obliegt
dem Inhaber oder verantwortlichen Leiter der
Arbeitsstätte.

§ 5. Die Veröffentlichung der Ergebnisse der
Zählungen in Tabellenform ohne Angabe von
Name oder Bezeichnung und Anschrift ist un-
eingeschränkt zulässig. In anderer Form ist die
Veröffentlichung dieser Ergebnisse unter Angabe
von Name oder Bezeichnung und Anschrift für
Zwecke der Raumordnung oder der Wirtschafts-
politik zulässig, wenn die Veröffentlichung auf
nachstehende Merkmale beschränkt wird: Art der
ausgeübten Tätigkeiten, Rechtsform, gesetzliche
berufliche Interessenvertretung oder Rechts-
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träger, Größengruppe der unselbständig erwerbs-
tätigen Personen und Unternehmenszugehörig-
keit.

§ 6. Durch Verordnung der Bundesregierung
können die Gemeinden verpflichtet werden, an
Zählungen mitzuwirken.

§ 7. Die Bestimmungen des Bundesstatistik-
gesetzes 1965, BGBl. Nr. 91, finden auf Arbeits-
stättenzählungen nach diesem Bundesgesetz An-
wendung.

§ 8. Mit dem Inkrafttreten dieses Bundes-
gesetzes tritt das Betriebszählungsgesetz, BGBl.
Nr. 130/1954, außer Kraft.

§ 9. Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist die Bundesregierung betraut.

Jonas
Kreisky Häuser Rösch Broda
Sinowatz Androsch Weihs Staribacher
Frühbauer Lütgendorf Kirchschläger Moser

Leodolter

120. Bundesgesetz vom 14. Feber 1973,
mit dem das Volksbegehrengesetz geändert

wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Das Volksbegehrengesetz, BGBl. Nr. 197/1963,
wird wie folgt geändert:

Artikel I

1. § 2 hat zu lauten:

„§ 2. (1) Zur Mitwirkung bei der Überprü-
fung von Volksbegehren sind nach Maßgabe
dieses Bundesgesetzes die Hauptwahlbehörde und
die Bezirkswahlbehörden berufen, die nach den
Bestimmungen der Nationalrats-Wahlordnung
1971, BGBl. Nr. 391/1970, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 194/1971 jeweils im
Amte sind.

(2) Im übrigen finden auf diese Wahlbehörden
die einschlägigen Bestimmungen der National-
rats-Wahlordnung 1971 sinngemäß Anwendung."

2. § 3 hat zu lauten:

„§ 3. (1) Die Einleitung des Verfahrens für
ein Volksbegehren ist beim Bundesminister für
Inneres zu beantragen. Ein Antrag darf jeweils
nur ein Volksbegehren in der Form eines Gesetz-
entwurfes enthalten.

(2) Der Antrag muß von mindestens 10.000
Personen, die in der Wählerevidenz (Wähler-
evidenzgesetz 1970, BGBl. Nr. 60, in der Fassung
des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 289/1971) einge-
tragen sind, unterstützt sein.

(3) Der Einleitungsantrag ist auch dann gültig
eingebracht, wenn er, ohne die im Abs. 2 gefor-
derte Unterstützung, von mindestens 8 Mit-
gliedern des Nationalrates oder von mindestens
je 4 Mitgliedern der Landtage dreier Länder
unterfertigt ist.

(4) Der Antrag hat weiters zu enthalten:
a) das Volksbegehren in Form eines Gesetz-

entwurfes,
b) die Bezeichnung eines Bevollmächtigten so-

wie seiner Stellvertreter (Zu- und Vor-
name, Beruf, Adresse), die ermächtigt sind,
die Unterzeichner des Antrages zu vertre-
ten.

(5) Bevollmächtigter kann jede Person sein,
die in der Wählerevidenz eingetragen ist, auch
wenn sie den Antrag nicht unterstützt oder
unterfertigt hat. Hat der Bevollmächtigte den
Antrag nicht unterstützt oder unterfertigt, so
ist dem Antrag eine Bestätigung der zur Füh-
rung der Wählerevidenz berufenen Gemeinde
anzuschließen, daß er in der Wählerevidenz ein-
getragen ist. Ist der Bevollmächtigte an der
Ausübung seiner Funktion verhindert, so gilt
der in der Reihenfolge des Einleitungsantrages
zunächst angegebene Stellvertreter als Bevoll-
mächtigter.

(6) Die Begründung des Volksbegehrens samt
etwaigen Unterlagen ist dem Antrag anzuschlie-
ßen."

3. § 4 hat zu lauten:

„§ 4. (1) Einem Einleitungsantrag (Muster
Anlage 1), der gemäß § 3 Abs. 2 von 10.000
Wahlberechtigten unterstützt wird, sind die aus-
gefüllten und eigenhändig unterfertigten Unter-
stützungserklärungen nach Muster Anlage 2 an-
zuschließen.

(2) Die Unterstützungserklärung hat die Bestä-
tigung der Gemeinde zu enthalten, daß die in der
Erklärung genannte Person in der Wählerevidenz
als wahlberechtigt eingetragen ist. Diese Bestä-
tigung ist von der Gemeinde zu erteilen, wenn
die Unterstützungserklärung die Angaben über
Vor- und Zuname, Geburtsdatum und Wohnort
sowie die Bezeichnung des Einleitungsantrages
enthält und die eigenhändige Unterschrift der
die Unterstützungserklärung abgebenden Person
entweder vor der Gemeindebehörde geleistet
wurde oder gerichtlich oder notariell beglaubigt
ist. Die Gemeinden sind verpflichtet, Bestätigun-
gen von Unterstützungserklärungen unverzüg-
lich und ohne Einhebung von Verwaltungsab-
gaben, sonstigen Abgaben oder Gebühren auszu-
fertigen. Eine solche Bestätigung darf für eine
Person nur einmal ausgestellt werden.

(3) Unterschriften auf Unterstützungserklärun-
gen, auf denen die Gemeinde die Bestätigung
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gemäß Abs. 2 erteilt hat, gelten als gültige Ein-
tragungen im Sinne der Vorschriften des Ab-
schnittes III dieses Bundesgesetzes. Die Gemein-
den haben bei jedem Stimmberechtigten, für den
sie eine Bestätigung gemäß Abs. 2 erteilt haben,
die Erteilung dieser Bestätigung in der Wähler-
evidenz ersichtlich zu machen."

4. § 5 hat zu lauten:

„§ 5. (1) Der Bundesminister für Inneres hat
innerhalb von drei Wochen über den Antrag
auf Einleitung eines Volksbegehrens zu ent-
scheiden. Dem Antrag ist stattzugeben, wenn
die Voraussetzungen für die Einleitung des Ver-
fahrens für ein Volksbegehren (§§ 3, 4) erfüllt
sind.

(2) Wird einem Antrag gemäß Abs. 1 statt-
gegeben, so hat der Bundesminister für Inneres
in der Entscheidung eine Frist von einer Woche
(Eintragungsfrist) festzusetzen, innerhalb der die
Stimmberechtigten ihre Zustimmung zu dem be-
antragten Volksbegehren durch Eintragung ihrer
Unterschrift in die bei den Eintragungsbehörden
aufliegenden Eintragungslisten (Muster Anlage 3)
erklären können. Die Entscheidung hat auch den
Stichtag (§ 6) zu enthalten.

(3) Die Entscheidung gemäß Abs. 2 ist vom
Bundesminister für Inneres im „Amtsblatt zur
Wiener Zeitung" zu verlautbaren. Zwischen dem
Tag der Verlautbarung und dem ersten Tag der
Eintragungsfrist muß ein Zeitraum von minde-
stens acht Wochen liegen."

5. § 7 Abs. 3 hat zu lauten:

„(3) Stimmberechtigte, die im Besitz einer
Stimmkarte sind, können ihr Stimmrecht auch
in einer anderen Gemeinde ausüben, sofern in
dieser Gemeinde ein Eintragungsverfahren statt-
findet. Für die Ausstellung von Stimmkarten und
die Ausübung des Stimmrechtes mit Stimmkarten
gelten die Bestimmungen der §§ 41, 42 Abs. 1,
2 und 4 sowie der §§ 43 und 72 der National-
rats-Wahlordnung 1971 sinngemäß mit der Maß-
gabe, daß die Stimmkarten nicht als Briefum-
schlag herzustellen, sondern auf einfachem Papier
zu drucken sind und Stimmkarten auch von
Gemeinden ausgestellt werden können, in denen
kein Eintragungsverfahren stattfindet."

6. § 8 Abs. 4 hat zu lauten:

„(4) Die Eintragungsbehörden haben den zu-
ständigen Bezirkswahlbehörden den rechtzeitigen
Empfang der Eintragungslisten unverzüglich an-
zuzeigen."

7. § 9 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Ist ein Eintragungsverfahren durchzufüh-
ren, so hat die Eintragungsbehörde unter Beru-
fung auf die im „Amtsblatt zur Wiener Zeitung"
veröffentlichte Entscheidung des Bundesministers

für Inneres (§ 5) in ortsüblicher Weise, jeden-
falls aber auch durch öffentlichen Anschlag, un-
verzüglich zu verlautbaren, daß die Stimmberech-
tigten innerhalb der vom Bundesminister für
Inneres gemäß § 5 Abs. 2 festgesetzten Frist von
einer Woche in den Entwurf des Gesetzes, dessen
Erlassung begehrt wird, Einsicht nehmen und
ihre Zustimmung zu dem beantragten Volks-
begehren durch einmalige eigenhändige Eintra-
gung ihrer Unterschrift in die Eintragungslisten
erklären können. In gleicher Weise sind auch die
Eintragungsorte, an denen die Eintragungslisten
aufliegen sowie die Tagesstunden (Eintragungs-
zeit), während welcher die Eintragungen vorge-
nommen werden können, zu verlautbaren. An
jedem Eintragungsort ist von der Eintragungs-
behörde der Entwurf des Gesetzes, das Gegen-
stand des Volksbegehrens ist, an einer sichtbaren
Stelle anzuschlagen."

8. § 10 Abs. 1 und 2 haben zu lauten:

„(1) Der Stimmberechtigte, der während der
Eintragungszeit vor der Eintragungsbehörde er-
scheint, um seine Unterschrift in die Eintragungs-
listen einzutragen, hat seinen Namen zu nennen,
seine Adresse zu bezeichnen und seine Identität
glaubhaft zu machen, wobei die Vorschriften des
§ 69 Abs. 2 und 3 der Nationalrats-Wahlord-
nung 1971 sinngemäß anzuwenden sind.

(2) Die Eintragungsbehörde hat vor der Zu-
lassung zur Eintragung festzustellen, ob die Per-
son, die eine Eintragung vornehmen will, in der
Wählerevidenz als stimmberechtigt (§ 6) einge-
tragen ist. Personen, bei denen in der Wähler-
evidenz die Erteilung einer Bestätigung über die
Wahlberechtigung ersichtlich gemacht ist (§ 4
Abs. 3), sind mit dem Hinweis nicht zur Ein-
tragung zuzulassen, daß ihre Unterschrift auf der
dem Einleitungsantrag angeschlossenen Unter-
stützungserklärung als gültige Eintragung für das
Volksbegehren gilt. In Gemeinden, in denen die
Wählerevidenz nach Wahlsprengeln angelegt ist,
kann für die Feststellung, wer zur Eintragung in
die Eintragungslisten zuzulassen ist, auch eine
Abschrift der Wählerevidenz (Stimmliste), in der
auch die Vormerkungen über erteilte Bestätigun-
gen gemäß § 4 Abs. 3 einzutragen sind, ver-
wendet werden."

9. § 13 hat zu lauten:

„§ 13. Im übrigen gelten für das Eintragungs-
verfahren sinngemäß die Bestimmungen des § 61
Abs. 1 und 2 und der §§ 67, 68 und 74 der
Nationalrats-Wahlordnung 1971."

10. § 14 Abs. 2 und 3 haben zu lauten:

„(2) Das Ergebnis dieser Feststellung ist in
einer Niederschrift zu beurkunden und der
Bezirkswahlbehörde unverzüglich mitzuteilen.
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(3) Die Eintragungsbehörde hat hierauf ihre
Niederschrift sowie die Eintragungslisten umge-
hend an die Bezirkswahlbehörde zu über-
senden."

11. § 15 ist wie folgt zu ändern:

a) Abs. 1 hat zu lauten:
„(1) Die Bezirkswahlbehörde überprüft die

Ermittlungen der Eintragungsbehörden und stellt
die Summe der Stimmberechtigten laut Wähler-
evidenz sowie die Summe der gültigen Ein-
tragungen in ihrem Bereiche fest."

b) Abs. 3 hat zu lauten:
„(3) Die Bezirkswahlbehörde hat hierauf ihre

Niederschrift sowie die Niederschriften der zuge-
hörigen Eintragungsbehörden umgehend an die
Hauptwahlbehörde zu übersenden."

11 a. § 16 hat zu lauten:

„§ 16. (1) Die Hauptwahlbehörde ermittelt auf
Grund der Niederschriften (§15 Abs. 3) sowie
ihrer Akten für jedes Land und für das ganze
Bundesgebiet

a) die Gesamtzahl der in den Wählereviden-
zen verzeichneten Stimmberechtigten,

b) die Zahl der gültigen Eintragungen in den
Eintragungslisten,

c) die Zahl der Personen, die den Einleitungs-
antrag unterstützt haben und deren Unter-
schriften als gültige Eintragungen gemäß
§ 4 Abs. 3 gelten.

(2) Hierauf rechnet die Hauptwahlbehörde die
Summen gemäß Abs. 1 lit. b und c zusammen
und stellt fest, ob ein Volksbegehren im Sinne
des Art. 41 Abs. 2 des Bundes-Verfassungsgesetzes
in der Fassung von 1929 vorliegt oder nicht.

(3) Die Hauptwahlbehörde hat das Ergebnis
ihrer Ermittlung und Feststellung im ,Amtsblatt
zur Wiener Zeitung' unverzüglich zu verlaut-
baren."

11 b. Im § 18 Abs. 1 tritt an Stelle des Wortes
„fünf" das Wort „vier".

12. § 21 Abs. 1 hat zu lauten:
„(1) Der Beginn und Lauf einer in diesem

Bundesgesetz vorgesehenen Frist wird durch
Sonntage oder andere öffentliche Ruhetage nicht

behindert. Das gleiche gilt für Samstage und
den Karfreitag. Fällt das Ende einer Frist auf
einen Samstag, auf einen Sonntag oder einen
anderen öffentlichen Ruhetag, so haben die mit
dem Verfahren nach diesem Bundesgesetz befaß-
ten Behörden entsprechend vorzusorgen, daß
ihnen die befristeten Handlungen auch an diesen
Tagen zur Kenntnis gelangen können."

13. § 23 Abs. 1 hat zu lauten:

„(1) Den Gemeinden sind die ihnen bei der
Durchführung dieses Bundesgesetzes (§§ 6 bis 14)
erwachsenen notwendigen und ordnungsgemäß
ausgewiesenen Kosten vom Bund insoweit zu
ersetzen, als sie nicht gemäß § 12 des Wähler-
evidenzgesetzes 1970 abgegolten sind."

14. An die Stelle der bisherigen Anlage 1
(Antrag auf Einleitung eines Volksbegehrens) hat
die diesem Bundesgesetz beigefügte Anlage 1
zu treten.

15. An die Stelle der bisherigen Anlage 2
(Stimmrechtsschein für Volksbegehren) hat die
diesem Bundesgesetz beigefügte Anlage 2 (Unter-
stützungserklärung) zu treten.

16. In der Anlage 3 (Eintragungsliste) hat es
statt „des Bundesministeriums für Inneres" richtig
„des Bundesministers für Inneres" zu lauten.

Artikel II

Stimmrechtsscheine für Volksbegehren gemäß
Anlage 2 des Volksbegehrengesetzes, BGBl.
Nr. 197/1963, die vor dem Inkrafttreten dieses
Bundesgesetzes zum Zweck eines allfälligen An-
trages auf Einleitung eines Volksbegehrens aus-
gestellt wurden, gelten als Unterstützungserklä-
rungen im Sinne des § 4 des Volksbegehren-
gesetzes in der durch dieses Bundesgesetz geänder-
ten Fassung, wenn für die Behörde kein Zweifel
besteht, daß die in diesen Stimmrechtsscheinen
genannten Wahlberechtigten dieses Volksbegeh-
ren auch tatsächlich unterstützen, die Stimm-
rechtsscheine erst nach dem 1. März 1972 aus-
gestellt und nicht älter als ein Jahr sind.

Artikel III

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für Inneres betraut.

Jonas
Kreisky Rösch
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Anlage 1



736 30. Stück — Ausgegeben am 9. März 1973 — Nr. 120

Anlage 2
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121 . Bundesgesetz vom 14. Feber 1973
über die Verwendung von Schallträgern im

zivilgerichtlichen Verfahren

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Die Zivilprozeßordnung, RGBl. Nr. 113/
1895, zuletzt geändert durch das Bundesgesetz
BGBl. Nr. 291/1971, wird wie folgt geändert:

Nach dem § 212 wird folgend« Bestimmung
eingefügt:

„§ 212 a. Hat der Vorsitzende von der Bei-
ziehung eines Schriftführers abgesehen (§ 207
Abs. 3), so kann er sich für die Abfassung des
Verhandlungsprotokolls eines Schallträgers be-
dienen. Die Angaben des § 207 Abs. 1 und die
Feststellung, daß für den übrigen Teil des Proto-
kolls ein Schallträger verwendet wird, sind auf
jeden Fall in Vollschrift in das Verhandlungs-
protokoll aufzunehmen.

Der § 212 ist sinngemäß anzuwenden. An
Stelle der im § 212 Abs. 1 vorgesehenen Ein-
sichtnahme oder Verlesung des Protokolls kön-
nen die Parteien die Wiedergabe der Aufnahme
verlangen; dies ist im Verhandlungsprotokoll
zu beurkunden.

Die Aufnahme auf dem Schallträger darf erst
gelöscht werden, wenn seit Ablauf der Frist zur
Erhebung des Widerspruches (§ 212 Abs. 5) ein
Monat verstrichen ist."

Artikel II

Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Mai 1973 in
Kraft.

Artikel III

Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes ist
der Bundesminister für Justiz betraut.

Jonas
Kreisky Broda

122 . Bundesgesetz vom 14. Feber 1973,
mit dem das Handelsstatistische Gesetz 1958

geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I

Das Handelsstatistische Gesetz 1958, BGBl.
Nr. 137, wird wie folgt geändert:

1. § 1 Abs. 2 hat zu lauten:

„(2) Durch Verordnung können zur Erleich-
terung des Warenverkehres und im Interesse
der Verwaltungsvereinfachung, sofern der Aus-
sagewert der Statistik nicht beeinträchtigt wird,
Waren von der handelsstatistischen Anmeldung

befreit, Erleichterungen im Kontrollverfahren
für bestimmte Anmeldestellen verfügt, die
Anmeldung in anderer Weise als durch Übergabe
des amtlichen Anmeldescheines oder die unmittel-
bare Anmeldung von Massengütern beim Öster-
reichischen Statistischen Zentralamt zugelassen
werden."

2. Dem § 1 wird als vierter Absatz folgende
Bestimmung angefügt:

„(4) Bei Waren, die durch das Zollgebiet aus-
schließlich im Rahmen des Eisenbahnverkehres
durchgeführt werden, ohne daß eine Neuaufgabe
im Zollgebiet erfolgt, haben die Österreichischen
Bundesbahnen die nach diesem Bundesgesetz
vorgeschriebenen statistischen Angaben dem
Österreichischen Statistischen Zentralamt zu
übermitteln."

3. § 2 lit. a hat zu lauten:

„a) alle Waren, auf welche die Voraus-
setzungen für die Gewährung der Zoll-
freiheit nach den §§ 30 bis 40 des Zoll-
gesetzes 1955, BGBl. Nr. 129, zutreffen,
ausgenommen jene gemäß § 30 lit. g,
sowie alle Waren, für die eine Befreiung
von der Stellungspflicht nach § 153 Abs. 2
oder 3 oder § 167 Abs. 2 oder 3 des
Zollgesetzes 1955 besteht;"

4. § 2 lit. g hat zu lauten:

„g) alle Waren, die im kleinen Grenzverkehr
über die Grenze gebracht werden, sofern
ihr Gesamtgewicht 50 kg und ihr Gesamt-
wert 2000 S je Grenzübertritt nicht über-
steigen;"

5. § 2 lit. h hat zu lauten:

„h) alle Sendungen (§11 Abs. 4 und 5), deren
Wert 1000 S nicht übersteigt;"

6. § 11 Abs. 7 hat zu lauten:

.„(7) Waren gleicher Art, die Gegenstand von
mehr als einer Warenerklärung (eines Fracht-
papieres) sind, können unbeschadet der Bestim-
mungen des § 25 Abs. 1 mit e i n e m Anmelde-
schein angemeldet werden, wenn sie bei der
Einfuhr für denselben Empfänger bestimmt sind
oder bei der Ausfuhr vom selben Versender
stammen und gleichzeitig zur zollamtlichen
Abfertigung gestellt werden."

7. Im § 17 Abs. 4 wird die letzte Position
durch folgende drei Positionen ersetzt:

„Die Anzahl der M e t e r bei
Geweben aller Art (ausgenommen Fußboden-
belägen).
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Die Anzahl der Q u a d r a t m e t e r bei
textilen Fußbodenbelägen aller Art.

Die Anzahl der P a c k u n g e n bei
für den Kleinverkauf abgepackten Arznei-
waren der Nr. 30.03 des Zolltarifes."

Artikel II

(1) Dieses Bundesgesetz tritt mit 1. Jänner 1973
in Kraft.

(2) Die zu seiner Durchführung zu erlassenden
Verordnungen können schon an dem auf die
Kundmachung folgenden Tag erlassen werden;
sie treten jedoch frühestens gleichzeitig mit dem
Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes in Kraft.

(3) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Handel, Gewerbe und
Industrie im Einvernehmen mit den Bundes-
ministern für Inneres, für Finanzen, für Land-
und Forstwirtschaft und für Verkehr betraut.

Jonas
Kreisky Staribacher Rösch
Androsch Weihs Frühbauer

123. Bundesgesetz vom 14. Feber 1973 über
die Studienrichtung Medizin

Der Nationalrat hat beschlossen:

I. ABSCHNITT

ALLGEMEINE BESTIMMUNGEN

Grundsätze und Ziele

§ 1. Die Studienrichtung Medizin ist im Sinne
der Grundsätze und Ziele des Allgemeinen
Hochschul-Studiengesetzes, BGBl. Nr. 177/1966,
zur Entwicklung der medizinischen Wissen-
schaften, zum Zwecke der wissenschaftlichen
Ausbildung für den ärztlichen Beruf sowie der
Vorbildung des wissenschaftlichen Nachwuchses
zu gestalten.

Akademischer Grad

§ 2. An die Absolventen des Studiums wird
der akademische Grad „Doktor der gesamten
Heilkunde", lateinische Bezeichnung „Doctor
medicinae universae", abgekürzt „Dr, med.
univ.", verliehen.

II. ABSCHNITT

STUDIEN

Studienabschnitte und Studiendauer

§ 3. (1) Das Studium zur Erwerbung des im
§ 2 genannten Doktorgrades besteht aus drei
Studienabschnitten und erfordert einschließlich
einer Pflichtfamulatur die Inskription von
zwölf einrechenbaren Semestern.

(2) Der erste (vorklinische) Studienabschnitt
hat die Aufgabe, wissenschaftliche sowie ärzt-

lich verwertbare Kenntnisse der für die Medizin
wichtigen naturwissenschaftlichen Disziplinen,
insbesondere auch Kenntnisse vom Bau und der
Funktion des menschlichen Körpers, zu ver-
mitteln. Der zweite (klinisch-theoretische) Stu-
dienabschnitt dient der Einführung in grund-
legende ärztliche Tätigkeiten und der Vermitt-
lung des klinisch-theoretischen Wissens. Der
dritte (klinische) Studienabschnitt vermittelt die
klinischen Grundlagen für den ärztlichen Beruf.
In der Studienordnung ist die Zahl der in jedem
Studienabschnitt zu inskribierenden Semester so
festzulegen, daß die genannten Aufgaben jedes
Studienabschnittes erfüllt werden können; doch
hat jeder Studienabschnitt mindestens drei,
höchstens aber fünf Semester zu umfassen.

(3) Die zuständige akademische Behörde hat —
unbeschadet der Bestimmung des § 2 Abs. 1 des
Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes im
Zusammenhang mit § 3 Abs. 1 — auf Antrag
des Studierenden die Inskription von einem
Semester im ersten Studienabschnitt oder im
zweiten Studienabschnitt zu erlassen, wenn der
Studierende die für das erste oder zweite Rigo-
rosum vorgesehenen Lehrveranstaltungen inner-
halb des um ein Semester kürzeren Studien-
abschnittes unter Beachtung des § 10 Abs. 1 des
Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes inskri-
biert und an den vorgeschriebenen Lehr-
veranstaltungen gemäß § 33 Abs. 1 des All-
gemeinen Hochschul-Studiengesetzes mit posi-
tiver Beurteilung teilgenommen hat.

(4) Jeder Studienabschnitt wird mit einem
Rigorosum abgeschlossen. Propädeutisch-kli-
nische Lehrveranstaltungen, die den Prüfungs-
fächern des dritten Rigorosums zuzuordnen
sind, sind bereits im zweiten Studienabschnitt
einzurichten. Der vermittelte Wissensstoff ist
jedoch bei den entsprechenden Fächern des
dritten Rigorosums zu prüfen.

(5) Sofern die Prüfungsfächer der Rigorosen
eine Wandlung in ihrer Bedeutung und ihrem
Inhalt erfahren, kann dem in der Studienord-
nung dadurch Rechnung getragen werden, daß
einzelne dieser Prüfungsfächer anders bezeichnet,
zusammengefaßt oder geteilt werden; Teil-
gebiete solcher Prüfungsfächer können anderen
Prüfungsfächern eines Rigorosums zugeordnet
werden.

(6) Bei der Erlassung der Studienpläne und
bei der Durchführung der Lehrveranstaltungen
sind auch die für die Ausübung der ärztlichen
Tätigkeit geltenden Rechtsvorschriften, ins-
besondere die diesbezüglichen Vorschriften des
Ärztegesetzes, BGBl. Nr. 92/1949, und des
Krankenanstaltengesetzes, BGBl. Nr. 1/1957, zu
beachten.

(7) Im Sinne des § 17 Abs. 2 lit. e des All-
gemeinen Hochschul-Studiengesetzes ist bei der
Einrichtung der Lehrveranstaltungen in allen
Studienabschnitten auf die Einheit der medizi-
nischen Lehre Bedacht zu nehmen. Insbesondere
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ist durch Koordinierung der Lehrveranstaltungen
und durch zweckmäßige Kombination ihrer
Typen den Studierenden der Zusammenhang
zwischen den einzelnen Fächern nahezubringen
(Integrierter Unterricht).

§ 4. (1) Im Sinne des § 10 Abs. 3 des Allge-
meinen Hochschul-Studiengesetzes ist die Inskrip-
tion der „Anatomischen Sezierübungen für An-
fänger" von der erfolgreichen Teilnahme an einer
einführenden Lehrveranstaltung, welche die not-
wendigen Vorkenntnisse vermittelt, oder von
einem Kolloquium über den Stoff einer solchen
Lehrveranstaltung und die Inskription der
„Anatomischen Sezierübungen für Fortgeschrit-
tene" von der erfolgreichen Teilnahme an den
„Anatomischen Sezierübungen für Anfänger"
abhängig zu machen. Wenn die Zahl der Kandi-
daten zu groß, die Zahl der Prüfer zu gering
und der zur Verfügung stehende Zeitraum zu
kurz ist, kann anstelle des Kolloquiums auch
eine schriftliche Prüfung (§ 23 Abs. 1 lit. b des
Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes) ange-
ordnet werden.

(2) Die einführende Lehrveranstaltung und die
„Anatomischen Sezierübungen für Anfänger"
können auch nur während eines Teiles des Se-
mesters mit entsprechend erhöhter wöchent-
licher Stundenzahl abgehalten werden. Die ein-
führende Lehrveranstaltung und die „Anato-
mischen Sezierübungen für Anfänger" können
so angesetzt werden, daß der Besuch im selben
Semester möglich ist. Erforderlichenfalls können
sich die „Anatomischen Sezierübungen für An-
fänger" teilweise auch auf den Anfang des folgen-
den Semesters erstrecken.

(3) Bei Besuch der „Anatomischen Sezier-
übungen für Anfänger" nach erfolgreicher Teil-
nahme an der im selben Semester durchgeführten
einführenden Lehrveranstaltung ist die Inskrip-
tion dieser Sezierübungen abweichend von den
Bestimmungen des § 19 Abs. 3 letzter Satz des
Allgemeinen Hochschul-Studiengesetzes auch
nach Ablauf der dort genannten Fristen zu-
lässig.

Erstes Rigorosum

§ 5. (1) Die Zulassung zu einer Teilprüfung
des ersten Rigorosums setzt die Inskription der
für das Prüfungsfach vorgesehenen Lehrver-
anstaltungen, die positive Beurteilung der Mit-
arbeit an den für dieses Fach vorgeschriebenen
Übungen, Proseminaren, Seminaren, Priva-
tissima, Praktika, Arbeitsgemeinschaften und
Konversatorien sowie die positive Beurteilung
allenfalls geforderter Prüfungsarbeiten aus die-
sem Fach voraus. Die Zulassung zur letzten Teil-
prüfung setzt darüber hinaus den erfolgreichen
Abschluß einer Lehrveranstaltung aus „Erster
Hilfe" und die Inskription der vorgeschriebenen
Semester voraus.

(2) Das erste Rigorosum ist eine Gesamt-
prüfung, die in der Form von Teilprüfungen
von Einzelprüfern abzuhalten ist.

(3) Der Kandidat hat sich den Prüfungen zu-
nächst aus den im § 6 lit. a bis c genannten
Fächern, nach ihrem positivem Abschluß aus
den im § 6 lit. d und e genannten Fächern
und schließlich nach deren positivem Abschluß
aus den im § 6 lit. f und g genannten Fächern
jeweils in beliebiger Reihenfolge zu unter-
ziehen.

(4) Die Fristen, nach deren Ablauf nicht be-
standene Teilprüfungen frühestens wiederholt
werden dürfen (Reprobationsfristen), betragen
mindestens zwei Wochen und höchstens ein
halbes Jahr. Im übrigen sind die Bestimmungen
des § 30 des Allgemeinen Hochschul-Studien-
gesetzes anzuwenden.

(5) Das dritte inskribierte Semester ist nur
dann in die vorgeschriebene Studiendauer ein-
zurechnen, wenn der Kandidat die im § 6 lit. a
bis c genannten Prüfungsfächer spätestens sechs
Wochen nach Beginn dieses Semesters abgelegt
hat. Hat der Studierende im dritten und vierten
inskribierten, aber in die Studiendauer nicht
einrechenbaren Semester an den in diesen Se-
mestern vorgesehenen Übungen, Proseminaren,
Seminaren, Privatissima, Praktika, Arbeits-
gemeinschaften und Konversatorien mit posi-
tiver Beurteilung teilgenommen, so bedürfen
diese Lehrveranstaltungen nach erfolgreicher
Ablegung der genannten Prüfungsfächer in den
folgenden zu inskribierenden einrechenbaren
Semestern keiner Wiederholung.

(6) Hat der Kandidat ohne wichtige Gründe
(§ 6 Abs. 5 lit. b letzter Satz des Allgemeinen
Hochschul-Studiengesetzes) die Prüfungen aus
den im § 6 unter lit. a bis c genannten Fächern
nicht bis zum Ende des fünften inskribierten
Semesters abgelegt oder die Prüfungen aus allen
im § 6 genannten Fächern des ersten Rigorosums
nicht bis zum Ende des neunten inskribierten
Semesters abgelegt, so ist er von der Fortsetzung
des Medizinstudiums oder von der Aufnahme
dieses Studiums an einer österreichischen Medizi-
nischen Fakultät ausgeschlossen.

Prüfungsfächer des ersten Rigorosums

§ 6. Prüfungsfächer des ersten Rigorosums
sind:

a) Biologie für Mediziner;

b) Physik für Mediziner;

c) Medizinische Chemie;

d) Anatomie;

e) Histologie und Embryologie;

f) Biochemie für Mediziner;

g) Medizinische Physiologie.
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Zweites Rigorosum

§ 7. (1) Für die Zulassung zum zweiten Rigo-
rosum und die Form seiner Abhaltung sind die
Bestimmungen des § 5 Abs. 1, 2 und 4 sinn-
gemäß anzuwenden.

(2) Die Zulassung zur letzten Teilprüfung
setzt weiters die erfolgreiche Ablegung der im
§ 8 genannten Vorprüfung voraus.

(3) Der Kandidat hat das Recht, die Prüfungen
aus den im § 9 genannten Fächern in beliebiger
Reihenfolge abzulegen; jedoch können die Stu-
dienpläne vor Ablegung bestimmter Teil-
prüfungen die erfolgreiche Ablegung einzelner
die notwendigen Vorkenntnisse nachweisenden
Teilprüfungen vorsehen.

(4) Hat der Kandidat ohne wichtige Gründe
(§ 6 Abs. 5 lit. b letzter Satz des Allgemeinen
Hochschul-Studiengesetzes) die Prüfungen aus
den im § 9 angeführten Fächern des zweiten
Rigorosums nicht bis zum Ende des 15. inskri-
bierten Semesters abgelegt, so ist er von der
Fortsetzung des Medizinstudiums oder von der
Aufnahme dieses Studiums an einer öster-
reichischen Medizinischen Fakultät ausgeschlos-
sen.

Vorprüfung für das zweite Rigorosum

§ 8. Vorprüfungsfach für das zweite Rigo-
rosum ist die „Medizinische Psychologie".

Prüfungsfächer des zweiten Rigorosums

§ 9. Prüfungsfächer des zweiten Rigorosums
sind:

a) Pathologische Anatomie;
b) Funktionelle Pathologie;
c) Pharmakologie und Toxikologie;
d) Radiologie und Strahlenschutz;
e) Hygiene, Mikrobiologie und Präventiv-

medizin, wobei die entsprechenden arbeits-
medizinischen Fachgebiete sowie der Um-
weltschutz zu berücksichtigen sind.

Drittes Rigorosum

§ 10. (1) Für die Zulassung zum dritten
Rigorosum und die Form seiner Abhaltung sind
die Bestimmungen des § 5 Abs. 1, 2 und 4
sowie des § 7 Abs. 3 sinngemäß anzuwenden.

(2) Die Zulassung zur letzten Teilprüfung des
dritten Rigorosums setzt weiters

a) die Ablegung der im § 12 genannten
Pflichtfamulatur und

b) den erfolgreichen Abschluß einer Lehr-
veranstaltung aus „Zahn-, Mund- und
Kieferheilkunde" voraus.

(3) Hat der Kandidat ohne wichtige Gründe
(§ 6 Abs. 5 lit. b letzter Satz des Allgemeinen
Hochschul-Studiengesetzes) die Prüfungen aus

den im § 11 genannten Fächern des dritten
Rigorosums nicht bis zum Ende des 24. inskri-
bierten Semesters abgelegt, so ist er von der
Fortsetzung des Medizinstudiums oder von der
Aufnahme dieses Studiums an einer öster-
reichischen Medizinischen Fakultät ausgeschlos-
sen.

Prüfungsfächer des dritten Rigorosums

§ 11. (1) Prüfungsfächer des dritten Rigoro-
sums sind:

a) Innere Medizin;
b) Chirurgie;
c) Kinderheilkunde;
d) Frauenheilkunde und Geburtshilfe;
e) Psychiatrie und Neurologie;
f) Augenheilkunde;
g) Haut- und Geschlechtskrankheiten;
h) Hals-, Nasen- und Ohrenkrankheiten;
i) Sozialmedizin;
j) Gerichtsmedizin und Rechtskunde für Me-

diziner.

(2) Bei den im Abs. 1 lit. a und b sowie lit. d
bis i genannten Prüfungsfächern sind auch die
entsprechenden arbeitsmedizinischen Fachgebiete
zu berücksichtigen.

Pflichtfamulatur

§ 12. (1) Die Pflichtfamulatur ist — vor-
behaltlich des § 15 Abs. 3 — als Vorbereitung
auf die praktisch-ärztliche Tätigkeit im Ausmaß
von sechzehn Wochen, in der Regel während
der Hochschulferien, im Laufe des zweiten oder
dritten Studienabschnittes unter ärztlicher Auf-
sicht abzuleisten.

(2) Das nähere wird in besonderen gesetzlichen
Vorschriften geregelt.

Wahlausbildung und Dissertation

§ 13. (1) Der Kandidat kann zwischen
a) einer vertieften Ausbildung in einem der

Prüfungsfächer der drei Rigorosen,
b) einer Ausbildung in anderen Fächern im

Hinblick auf wissenschaftliche Zusammen-
hänge, auf den Fortschritt der Wissen-
schaften oder auf die Erfordernisse der
wissenschaftlichen Ausbildung für den
ärztlichen Beruf nach Maßgabe der vor-
handenen Lehr- und Forschungseinrich-
tungen und

c) der Anfertigung einer Dissertation über
ein der Studienrichtung Medizin zuge-
höriges Fach (§§ 5 Abs. 2 lit. g und 25
Abs. 2 des Allgemeinen Hochschul
Studiengesetzes) wählen.

(2) Die Ausbildung gemäß Abs. 1 lit. a und b
ist spätestens im dritten Studienabschnitt durch-
zuführen. Der Erfolg der Ausbildung gemäß
Abs. 1 lit. a ist nach Wahl des Kandidaten durch
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die erfolgreiche Teilnahme an Seminaren,
Privatissima und Arbeitsgemeinschaften nach-
zuweisen oder zusammen mit dem betreffenden
Rigorosenfach zu prüfen. Der Erfolg der Aus-
bildung gemäß Abs. 1 lit. b ist durch eine Prü-
fung nachzuweisen. Das Ausmaß der gewählten
Lehrveranstaltungen muß in allen Fällen dem
Umfang eines Prüfungsfaches entsprechen.

(3) Die Dissertation und ihr Thema sind im
Doktordiplom (§ 34 Abs. 4 des Allgemeinen
Hochschul-Studiengesetzes) anzuführen.

Studienkommission

§ 14. (1) An jeder Medizinischen Fakultät ist
eine Studienkommission einzusetzen.

(2) Die Studienkommission ist die zuständige
akademische Behörde zur Erlassung der Studien-
pläne gemäß § 17 des Allgemeinen Hochschul-
Studiengesetzes. Weiters gehören in ihren Auf-
gabenbereich die Entscheidung über eine Ver-
kürzung der Studiendauer gemäß § 3 Abs. 3,
die Ausarbeitung von Vorschlägen für die Er-
lassung und Abänderung der Studienordnung,
die Ausarbeitung von Empfehlungen über die
Gestaltung von Lehrveranstaltungen und Prü-
fungen sowie die Befassung mit den Ursachen
von Studienverzögerungen und die Ausarbeitung
von Empfehlungen zu ihrer Beseitigung.

(3) Jeder Studienkommission haben aus fol-
genden Gruppen die gleiche Zahl von Vertretern,
mindestens jedoch drei Vertreter je Gruppe,
anzugehören:

a) Universitätsprofessoren;
b) Hochschulassistenten, Universitätsdozen-

ten, Universitätslektoren, Lehrbeauftragte,
Beamte und Vertragsbedienstete des wis-
senschaftlichen Dienstes, Vertragsassisten-
ten;

c) Studenten.

Für die Mitglieder ist eine entsprechende Zahl
von Ersatzmitgliedern zu bestellen. Die Reihen-
folge, in der sie an die Stelle der Mitglieder zu
treten haben, ist festzulegen. Die Vertreter der
Universitätsprofessoren sind von der zuständi-
gen akademischen Behörde, die Vertreter der
Hochschulassistenten (sowie der anderen unter
lit. b erwähnten Personengruppen) von einer
vom Vorsitzenden des Dienststellenausschusses
für Hochschullehrer einzuberufenden Versamm-
lung, die Vertreter der Studenten vom zustän-
digen Organ der gesetzlichen Vertretung
der Studierenden zu entsenden. Die Mitglieder
der Studienkommission sind an keine Weisungen
und Aufträge gebunden.

(4) Die Vertreter der in lit. b genannten Per-
sonengruppe und die Vertreter der Studenten
sind zur Wahrung des Amtsgeheimnisses (Art. 20
Abs. 2 des Bundes-Verfassungsgesetzes) verpflich-
tet. Vertreter der in lit. b genannten Personen-

gruppe und Vertreter der Studenten sind bei der
Verletzung des Amtsgeheimnisses vom Bundes-
minister für Wissenschaft und Forschung mit
Bescheid dieser Funktion zu entheben.

(5) Die Funktionsperiode dauert für alle Mit-
glieder der Studienkommission jeweils zwei
Jahre. Bei vorzeitigem Ausscheiden eines Mit-
gliedes rückt ein Ersatzmitglied nach Maßgabe
der festgelegten Reihenfolge nach. Für dieses
Ersatzmitglied ist erforderlichenfalls ein neues
Ersatzmitglied zu bestellen.

(6) Die Studienkommission ist erstmalig vom
Dekan einzuberufen. Sie hat in ihrer ersten
Sitzung einen Vorsitzenden aus dem Kreise der
Universitätsprofessoren zu wählen. Die Bestim-
mungen des § 27 des Hochschul-Organisations-
gesetzes, BGBl. Nr. 154/1955, sind sinngemäß
anzuwenden.

(7) Zu einem Beschluß der Studienkommission
ist die Anwesenheit von mindestens der Hälfte
der Mitglieder erforderlich. Ein Antrag gilt als
angenommen, wenn mehr als die Hälfte der in
der Sitzung anwesenden Mitglieder für den An-
trag gestimmt hat. Der Vorsitzende stimmt mit.
Ein Beschluß kommt jedoch nicht zustande,
wenn alle Mitglieder einer der im Abs. 3 genann-
ten Gruppen geschlossen gegen den Antrag ge-
stimmt haben. Im übrigen sind auf die Geschäfts-
führung der Studienkommission die Bestimmun-
gen des § 25 des Hochschul-Organisationsgeset-
zes, BGBl. Nr. 154/1955, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 151/1972 sinngemäß
anzuwenden.

(8) Die Bestimmungen des § 5 des Hochschul-
Organisationsgesetzes sind sinngemäß anzuwen-
den.

(9) Neben den unter Abs. 1 genannten Stu-
dienkommissionen ist eine Gesamt-Studienkom-
mission aller Medizinischen Fakultäten Öster-
reichs einzurichten, deren Aufgabe in der Aus-
arbeitung von Empfehlungen zur Koordinierung
der Studienpläne der Medizinischen Fakultäten,
von Empfehlungen zur einheitlichen Gestaltung
der Studienziele, von Empfehlungen zur An-
passung des Studiums an zukünftige Entwick-
lungen in der Medizin und in der Beratung aller
Fragen, die die Studienkommissionen aller Medi-
zinischen Fakultäten betreffen, besteht. In diese
Gesamt-Studienkommission sind für jede Medi-
zinische Fakultät je zwei Vertreter der in Abs. 3
genannten Personengruppen zu entsenden. Wei-
ters gehört ihr ein Vertreter der Österreichischen
Ärztekammer an. Das Bundesministerium für
Wissenschaft und Forschung sowie das Bundes-
ministerium für Gesundheit und Umweltschutz
sind zu den Sitzungen einzuladen. Die Bestim-
mungen der Abs. 3 bis 5 sind sinngemäß anzu-
wenden. Die erste Sitzung der Gesamt-Studien-
kommission ist vom Dekan der Medizinischen
Fakultät an der Universität in Wien einzuberu-
fen.
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III. ABSCHNITT

ÜBERGANGSBESTIMMUNGEN, DURCH-
FÜHRUNGSBESTIMMUNGEN UND

VOLLZIEHUNG

Übergangsbestimmungen

§ 15. (1) Die ordentlichen Hörer, die ihr Stu-
dium vor Inkrafttreten des auf Grund dieses
Bundesgesetzes und auf Grund der zu ergehen-
den Studienordnung zu erlassenden Studien-
planes begonnen haben, haben das Recht, sich
durch schriftliche Erklärung zu Beginn des auf
das Inkrafttreten des Studienplanes folgenden
Semesters den neuen Studienvorschriften zu
unterwerfen. In diesem Fall werden zurückge-
legte Studien zur Gänze in die vorgeschriebene
Studiendauer eingerechnet und alle abgelegten
Prüfungen anerkannt.

(2) Für die ordentlichen Hörer, die sich nicht
gemäß Abs. 1 den neuen Studienvorschriften
unterwerfen, sind die bisher geltenden Studien-
vorschriften weiter anzuwenden.

(3) Bis zum 1. Oktober 1975 sind die Studie-
renden berechtigt, unter sinngemäßer Anwen-
dung der Bestimmung des § 12 Abs. 1 eine
Famulatur abzuleisten. Die zuständigen akade-
mischen Behörden haben unter Mitwirkung der
zuständigen Organe der Österreichischen Hoch-
schülerschaft den Studierenden, die eine Famula-
tur ableisten wollen, nach Möglichkeit Plätze an
jenen Universitätskliniken und Krankenanstalten
zu vermitteln, die für die Ableistung einer
Famulatur in Betracht kommen.

Durchführungsbestimmungen

§ 16. (1) Die Studienordnung für das Studium
der Medizin ist auf Grund der Bestimmungen
dieses Bundesgesetzes in Verbindung mit den
Bestimmungen des Allgemeinen Hochschul-
Studiengesetzes zu erlassen.

(2) Die Durchführung des in diesem Bundes-
gesetz geregelten Studiums ist durch geeignete
Lehr- und Forschungseinrichtungen (§§ 58 bis 62
des Hochschul-Organisationsgesetzes) zu sichern.
Diese Lehr- und Forschungseinrichtungen sowie
die von ihnen durchgeführten Forschungs-
programme haben den im § 1 des Allgemeinen
Hochschul-Studiengesetzes festgelegten Zielen zu
dienen.

(3) Im Hochschulbericht gemäß § 44 des All-
gemeinen Hochschul-Studiengesetzes hat der
Bundesminister für Wissenschaft und Forschung
zu berichten, wieweit sich die Bestimmungen
dieses Bundesgesetzes bei der Durchführung des
Medizinstudiums bewährt haben.

Inkrafttreten und Vollziehung

§ 17. (1) Dieses Bundesgesetz tritt mit Aus-
nahme der §§ 10 Abs. 2 lit. a, 12 Abs. 1 und 14

mit 1. Oktober 1973 in Kraft. Die Bestim-
mungen der §§ 10 Abs. 2 lit. a und 12 Abs. 1
treten mit 1. Oktober 1975, die Bestimmungen
des § 14 mit dem auf die Verlautbarung dieses
Bundesgesetzes folgenden Tag in Kraft. Die
Studienordnung für das Studium der Medizin
kann schon vor dem 1. Oktober 1973 erlassen
werden, tritt aber frühestens mit diesem Tag
in Kraft.

(2) Gleichzeitig treten unbeschadet der Vor-
schrift des § 15 Abs. 2 die Bestimmungen der
Verordnung des Ministers für Kultus und Unter-
richt, RGBl. Nr. 102/1903, womit die durch die
Verordnung vom 21. Dezember 1899, RGBl.
Nr. 271, erlassene Rigorosenordnung für die
medizinischen Fakultäten abgeändert wird, in
der Fassung der Verordnungen BGBl. Nr. 329/
1935 und BGBl. Nr. 412/1937, sowie der Bundes-
gesetze BGBl. Nr. 262/1969, BGBl. Nr. 72/1971
und BGBl. Nr. 283/1972 außer Kraft.

(3) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für Wissenschaft und
Forschung, hinsichtlich des § 12, der Erlassung
der Studienordnung (§ 15 des Allgemeinen
Hochschul-Studiengesetzes) und der Genehmi-
gung der Studienpläne ( § 1 7 des Allgemeinen
Hochschul-Studiengesetzes) im Einvernehmen
mit dem Bundesminister für Gesundheit und
Umweltschutz, betraut.

Jonas
Kreisky Sinowatz Leodolter

1 2 4 . Bundesgesetz vom 15. Feber 1973,
mit dem das Arbeitslosenversicherungs-

gesetz 1958 geändert wird

Der Nationalrat hat beschlossen:

Artikel I
Das Arbeitslosenversicherungsgesetz 1958,

BGBl. Nr. 199, in der Fassung der Bundes-
gesetze BGBl. Nr. 92/1959, 88/1960, 242/1960,
119/1961, 17/1962, 323/1962, 84/1963, 198/
1963, 35/1964, 335/1965, 261/1967, 9/1968, 30/
1969 und 3/1971 wird wie folgt geändert:

1. Dem § 1 Abs. 2 ist folgende lit. f anzu-
fügen:

„f) Personen, die nach den Bestimmungen des
§ 2 Abs. 1 Z. 2 des Bauern-Kranken-
versicherungsgesetzes, BGBl. Nr. 219/1965,
pflichtversichert sind."

2. Der Abs. 1 des § 16 hat zu lauten:

„(1) Das Arbeitslosengeld wird nach Zurück-
legung einer Wartezeit gewährt, die mit dem
Eintritt der Arbeitslosigkeit beginnt und die
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ersten drei Tage der Arbeitslosigkeit umfaßt.
Wird der Anspruch erst nach Ablauf dieser
Wartezeit erhoben, so wird das Arbeitslosengeld
erst vom Tage der Geltendmachung des An-
spruches an gewährt. Waren jedoch die Voraus-
setzungen für den Anspruch auf Arbeitslosen-
geld bereits ab einem Samstag, Sonntag oder
gesetzlichen Feiertag erfüllt, und war während
dieses Samstages, Sonntages oder gesetzlichen
Feiertages eine Wartezeit nicht zurückzulegen,
so gebührt das Arbeitslosengeld rückwirkend ab
dem betreffenden Samstag, Sonntag bzw. gesetz-
lichen Feiertag, sofern der Arbeitslose seinen An-
spruch am darauffolgenden Werktag geltend
gemacht hat."

3. Dem § 20 ist ein Abs. 4 mit folgendem
Wortlaut anzufügen:

"(4) Der Familienzuschlag beträgt pro
zuschlagsberechtigte Person 240 S monatlich."

4. § 21 hat zu lauten:

„§ 21. (1) Der Grundbetrag des Arbeits-
losengeldes wird nach Lohnklassen bemessen.
Für die Festsetzung der Lohnklasse ist das Ent-

gelt im Sinne der gesetzlichen Sozialversicherung
(S 49 ASVG) maßgeblich, auf das der Arbeits-
lose in den letzten vier vollen Wochen seiner
arbeitslosenversicherungspflichtigen Beschäfti-
gung Anspruch hatte. War das Entgelt nach
Monaten bemessen, so ist das Entgelt des letzten
vollen Monates heranzuziehen. Zeiten, in denen
der Arbeitslose infolge Kurzarbeit oder Erkran-
kung (Schwangerschaft) nicht das volle Entgelt
bezogen hat, sowie Teile von Wochen oder
Monaten bleiben bei der Berechnung des für
die Festsetzung der Lohnklasse maßgeblichen
Entgeltes außer Betracht. Sind keine vollen
Wochen bzw. ist kein voller Monat vorhanden,
so ist für die Festsetzung der Lohnklasse das
Entgelt der letzten 28 Tage arbeitslosenversiche-
rungspflichtiger Beschäftigung maßgeblich. Unter
dem Ausdruck ,28 Tage' ist ein Versicherungs-
zeitraum von 28 Tagen zu verstehen.

(2) Bei der Ermittlung des für die Festsetzung
der Lohnklasse maßgeblichen Entgeltes sind
Sonderzahlungen im Sinne der gesetzlichen
Sozialversicherung (§ 49 ASVG) anteilsmäßig
zu berücksichtigen.

(3) Der Grundbetrag des Arbeitslosengeldes
beträgt:
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(4) Arbeitslosen, deren Grundbetrag ohne
Berücksichtigung von Sonderzahlungen (§ 21
Abs. 2) nach Lohnklasse 26 zu bemessen ist,
gebührt, sofern sie eine Sonderzahlung bezogen
haben, der Grundbetrag nach Lohnklasse 27
zuzüglich eines Zuschlages von 45 S monatlich.
Jenen Arbeitslosen, deren Grundbetrag ohne
Berücksichtigung von Sonderzahlungen (§ 21
Abs. 2) nach Lohnklasse 27 zu bemessen ist,
gebührt, sofern sie eine Sonderzahlung bezogen
haben, der Grundbetrag nach Lohnklasse 27
zuzüglich eines Zuschlages von 90 S monatlich.

(5) Auf einen Tag entfällt als Arbeitslosengeld
ein Dreißigstel des Monatsbetrages, das auf volle
zehn Groschen aufzurunden ist.

(6) Das Arbeitslosengeld (Grundbetrag zuzüg-
lich allfälliger Familienzuschläge) darf im Monat
80 v. H. des der Einreihung in die Lohnklasse
zugrunde gelegten Entgeltes nicht überschreiten."

5. Ab 1. Jänner 1974 ist die Lohnklassen-
tabelle (§21 Abs. 3) wie folgt zu ergänzen:
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6. Ab 1. Jänner 1974 wird der Abs. 4 des
§ 21 aufgehoben.

An seine Stelle tritt ab 1. Jänner 1974 ein
neuer Abs. 4 mit folgendem Wortlaut:

„(4) Unter Bedachtnahme auf die für den
Arbeitslosenversicherungsbeitrag jeweils maß-
gebende Höchstbeitragsgrundlage hat der Bundes-
minister für soziale Verwaltung mit Verord-
nung eine Ergänzung der Lohnklassentabelle
vorzunehmen, derart, daß der wöchentliche
Arbeitsverdienst von Lohnklasse zu Lohnklasse
jeweils um 30 S abgestuft ist und der Grund-
betrag des Arbeitslosengeldes in den einzelnen
ergänzten Lohnklassen jeweils 40 v. H. des
Mittelwertes des Arbeitsverdienstes der betref-
fenden Lohnklasse beträgt. Der monatliche
Grundbetrag des Arbeitslosengeldes ist so fest-
zusetzen, daß er durch 30 teilbar ist. Die erste
diesbezügliche Verordnung ist für das Jahr 1975
zu erlassen."

7. Im Abs. 3 des § 22 ist nach der lit. b
eine lit. c mit folgendem Wortlaut einzufügen:

„c) die Hälfte der Versehrtenrente aus der
gesetzlichen Unfallversicherung,"

Die bisherigen lit. c und d erhalten die Bezeich-
nungen lit. d bzw. e.

8. Der erste Satz des § 23 Abs. 1 hat zu
lauten:

„§ 23. (1) Arbeitslosen, die die Zuerkennung
einer Leistung aus dem Versicherungsfall der
Invalidität, der Berufsunfähigkeit oder der
dauernden Erwerbsunfähigkeit beantragt haben,
können bis zur Entscheidung über ihren Antrag
Leistungen der Arbeitslosenversicherung gewährt
werden, sofern, abgesehen von der Arbeits-
fähigkeit, die übrigen Voraussetzungen für die
Inanspruchnahme dieser Leistungen gegeben
sind und im Hinblick auf die vorliegenden Um-
stände mit der Zuerkennung der Pension
gerechnet werden kann."
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9. Der erste Satz des § 23 Abs. 2 hat zu
lauten:

„(2) Hat ein Arbeitsamt einem Arbeitslosen
für einen Zeitraum Leistungen der Arbeitslosen-
versicherung nach Abs. 1 gewährt und wird dem
Arbeitslosen später für diese Zeit eine Leistung
aus dem Grunde der Invalidität, der Berufs-
unfähigkeit oder der dauernden Erwerbs-
unfähigkeit zuerkannt, so hat der Pensionsver-
sicherungsträger dem Arbeitsamt die Leistungen
der Arbeitslosenversicherung, mit Ausnahme der
Krankenversicherungsbeiträge, rückzuerstatten,
jedoch nicht über die Pensionsleistungen hinaus,
die für zurückliegende Zeiträume nachzuzahlen
sind."

10. Die in der Überschrift zu § 23 bzw. im
§ 23 enthaltenen Bezeichnungen „Renten-
leistungen", „Rentenhöhe", „Rentenberechtig-
ten", „Rentenbeträge" sind durch die Bezeich-
nungen „Pensionsleistungen", „Pensionshöhe",
„Pensionsberechtigten" bzw. „Pensionsbeträge"
zu ersetzen.

11. Der Abs. 1 des § 25 hat zu lauten:

„(1) Bei Einstellung, Herabsetzung, Widerruf
oder Berichtigung einer Leistung ist der Emp-
fänger des Arbeitslosengeldes zum Ersatz des
unberechtigt Empfangenen zu verpflichten, wenn
er den Bezug durch unwahre Angaben oder
durch Verschweigung maßgebender Tatsachen
herbeigeführt hat, oder wenn er erkennen
mußte, daß die Leistung nicht oder nicht in
dieser Höhe gebührte. Die Verpflichtung zum
Ersatz des empfangenen Arbeitslosengeldes be-
steht auch dann, wenn im Falle des § 12 Abs. 9
von der zuständigen Behörde entschieden oder
durch einen Vergleich vor der zuständigen Be-
hörde festgestellt wurde, daß das Beschäftigungs-
verhältnis weiterbesteht."

12. Der Abs. 3 des § 25 wird aufgehoben.

An seine Stelle tritt ein neuer Abs. 3 mit
folgendem Wortlaut:

„(3) Rückforderungen, die gemäß Abs. 1
vorgeschrieben wurden, können auf zu erbrin-
gende Leistungen aus der Arbeitslosenversiche-
rung mit der Maßgabe aufgerechnet werden, daß
dem Leistungsbezieher die Hälfte des Leistungs-
bezuges frei bleiben muß."

13. Im § 25 c Abs. 1 zweiter Satz tritt an
die Stelle des Ausdruckes „der 46. Teil" der
Ausdruck „der 62. Teil".

14. Im § 29 Abs. 3 lit. A dritter Satz tritt
an die Stelle des Ausdruckes „§ 12 Abs. 8" der
Ausdruck „§ 12 Abs. 7".

15. Der Abs. 1 des § 46 hat zu lauten:

„(1) Die Geltendmachung des Anspruches auf
Arbeitslosengeld hat durch den Arbeitslosen
persönlich bei dem nach seinem Wohnort
zuständigen Arbeitsamt zu erfolgen. Für die
Geltendmachung des Anspruches ist das hiefür
bundeseinheitlich aufgelegte Antragsformular
zu verwenden. Die Geltendmachung des An-
spruches gilt erst dann als vollzogen, wenn das
Antragsformular innerhalb der vom Arbeits-
amt festgesetzten Frist beim Arbeitsamt persön-
lich abgegeben wurde. Hat der Arbeitslose die
vom Arbeitsamt festgesetzte Frist zur Abgabe
des Antrages ohne triftigen Grund versäumt,
so ist der Anspruch erst ab dem Tag zu beur-
teilen, an dem der Antrag beim Arbeitsamt
abgegeben wurde. Über die erfolgte Abgabe
des Antrages ist dem Antragsteller eine Bestäti-
gung auszustellen."

16. § 47 hat zu lauten:

„§ 47. (1) Wird der Anspruch auf Arbeits-
losengeld, Karenzurlaubsgeld bzw. Notstands-
hilfe anerkannt, so ist dem Leistungsbezieher
eine Mitteilung auszustellen, aus der insbeson-
dere Beginn, Ende und Höhe des Leistungs-
anspruches hervorgehen. Wird der Anspruch
nicht anerkannt, so ist dem Antragsteller ein
diesbezüglicher schriftlicher Bescheid auszufolgen.

(2) Personen, die Kontrollmeldungen einzu-
halten haben, ist vom Arbeitsamt eine Melde-
karte auszustellen, in der insbesondere die Zahl,
die Zeit und der Ort der einzuhaltenden
Kontrollmeldungen anzugeben sowie die ein-
gehaltenen Kontrollmeldungen zu bestätigen
sind."

17. § 49 hat zu lauten:

„§ 49. (1) Zur Sicherung des Anspruches auf
den Bezug von Arbeitslosengeld bzw. Notstands-
hilfe hat sich der Arbeitslose monatlich min-
destens einmal bei dem nach seinem Wohnort
zuständigen Arbeitsamt unter Vorweisung der
Meldekarte persönlich zu melden. Je nach der
Situation auf dem Arbeitsmarkt kann das Arbeits-
amt die Einhaltung von Kontrollmeldungen gänz-
lich nachsehen, die Zahl der einzuhaltenden Kon-
trollmeldungen herabsetzen oder öftere Kontroll-
meldungen vorschreiben. Die näheren Bestimmun-
gen über die Kontrollmeldungen trifft das Lan-
desarbeitsamt. Das Landesarbeitsamt kann auch
andere Stellen als Meldestellen bezeichnen.

(2) Ein Arbeitsloser, der trotz Belehrung über
die Rechtsfolgen eine Kontrollmeldung unter-
läßt, ohne sich mit triftigen Gründen zu ent-
schuldigen, verliert für die Dauer von sieben
Tagen, gerechnet vom Tage der versäumten
Kontrollmeldung an, den Anspruch auf das
Arbeitslosengeld bzw. auf die Notstandshilfe."



30. Stück — Ausgegeben am 9. März 1973 — Nr. 124 747

18. § 50 hat zu lauten:

„§ 50. (1) Der im Bezuge des Arbeitslosen-
geldes stehende Arbeitslose ist verpflichtet, den
Eintritt in ein Arbeitsverhältnis, jede andere
für den Fortbestand und das Ausmaß seines
Anspruches maßgebende Änderung seiner wirt-
schaftlichen Verhältnisse sowie jede Wohnungs-
änderung dem Arbeitsamt ohne Verzug, spä-
testens jedoch binnen einer Woche seit dem Ein-
tritt des Ereignisses, anzuzeigen.

(2) Das Arbeitsamt ist berechtigt, das Vor-
liegen der Anspruchsvoraussetzungen durch
zweckdienliche Erhebungen zu überprüfen."

19. Der Abs. 2 des § 51 hat zu lauten:

„(2) Die Auszahlung des Arbeitslosengeldes,
des Karenzurlaubsgeldes und der Notstandshilfe
erfolgt jeweils an einem bestimmten Tag im
Monat für den Zeitraum eines Monates bar im
nachhinein im Wege der Österreichischen Post-
sparkasse. In besonders berücksichtigungswür-
digen Fällen kann das Arbeitsamt eine Sonder-
(Zwischen)auszahlung veranlassen. Auf Antrag
des Leistungsbeziehers können die Geldleistungen
an Stelle der Barzahlung auf ein Scheckkonto
des Leistungsbeziehers bei der Österreichischen
Postsparkasse oder auf ein Girokonto des
Leistungsbeziehers bei einer anderen inländischen
Kreditunternehmung überwiesen werden. Aus-
zahlungen im Überweisungsverkehr sind nur
zulässig, wenn sichergestellt ist, daß die Aus-
zahlung der Leistungen ordnungsgemäß erfolgt
und zweckentsprechende Vorsorge gegen miß-
bräuchliche Bezüge getroffen wurde."

20. § 52 hat zu lauten:

„§ 52. Alle Zahlungen sind auf volle Schilling-
beträge zu runden. Hiebei sind Beträge unter
50 Groschen zu vernachlässigen und Beträge
von 50 Groschen und mehr auf einen vollen
Schilling zu ergänzen."

21. Ab 1. Jänner 1974 haben die Abs. 1
und 2 des § 61 zu lauten:

„(1) Der Arbeitslosenversicherungsbeitrag be-
trägt 2 v. H. der für die Krankenversicherung
geltenden Beitragsgrundlage, wobei diese bis zu
dem jeweils gemäß § 45 des Allgemeinen Sozial-
versicherungsgesetzes festgesetzten Höchstbetrag
zu berücksichtigen ist.

(2) Von Sonderzahlungen (§ 49 Abs. 2 des
Allgemeinen Sozialversicherungsgesetzes) sind
Sonderbeiträge im Ausmaß von 2 v. H. der
Sonderzahlungen zu entrichten. Hiebei sind die
in einem Kalenderjahr fällig werdenden Sonder-
zahlungen bis zu jenem Höchstbetrag zu berück-
sichtigen, der jeweils dem gemäß § 45 des All-
gemeinen Sozialversicherungsgesetzes für die
Krankenversicherung festgesetzten Höchstbetrag
entspricht."

Artikel II

Jene Leistungsbezieher, die bereits vor dem
Inkrafttreten dieses Bundesgesetzes ihren An-
spruch auf Leistungen aus der Arbeitslosenver-
sicherung erfolgreich geltend gemacht haben und
deren Leistungsbezug auf Grund der vorstehen-
den Regelung (Art. I) eine Minderung erfahren
würde, haben Anspruch auf Leistungen im bis-
herigen Ausmaß.

Artikel III

(1) Dieses Bundesgesetz tritt, soweit darin
nicht anderes bestimmt wird (Art. I Z. 5, 6
und 21), am 1. Juli 1973 in Kraft.

(2) Mit der Vollziehung dieses Bundesgesetzes
ist der Bundesminister für soziale Verwaltung,
betraut.

Jonas
Kreisky Häuser
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